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1
Leiharbeitskräfte, Kern-
und Randbelegschaften

Gegenstand des folgenden Beitrags ist ein
Vergleich der Beschäftigungsbedingungen
von Zeit- bzw. LeiharbeitnehmerInnen so-
wie von Kern- und Randbelegschaften in
den Jahren 2001, 2003 und 2004. Mit Hilfe
von Daten des Sozioökonomischen Panels
(SOEP)1 prüfen wir die Annahme, ob sich
mit zunehmender Entfernung vom Kern
der Betriebsbelegschaft die objektiven Be-
schäftigungsbedingungen und ihre subjek-
tive Wahrnehmung durch die Beschäftig-
ten verändern, insbesondere ob sie sich 
verschlechtern. Damit beziehen wir uns
ausdrücklich auf vorliegende frühere Un-
tersuchungen. Nienhüser/Baumhus (2002,
S. 111f.) und Kvasnicka/Werwatz (2003,
S. 718f.) weisen darauf hin, dass die oft an-
geführten Kritikpunkte an den in der Zeit-
bzw. Leiharbeit geschaffenen Arbeitsplät-
zen bis dato für Deutschland nicht ausrei-
chend dokumentiert und quantifiziert
sind. Kvasnicka/Werwatz (2003, S. 725)
kommen zu einem heterogenen Bild der 
Arbeitsbedingungen und beruflichen Pers-
pektiven von Zeitarbeitern, das sowohl 
Risiken und Defizite als auch Chancen und
Vorteile beinhaltet. Nach Nienhüser/Baum-
hus (2002, S.110f.) werden dagegen die Be-
schäftigungsbedingungen mit zunehmen-
der Entfernung vom Kern der Belegschaft
schlechter. Die Arbeitsplatzsicherheit, das
Einkommen und die Aufstiegschancen ver-
ringern sich und die sozialen Beziehungen

bare Wohlfahrtseinbußen zu konstatieren.
Volkswirtschaftlich betrachtet läge in der
Verbreitung von Fremdbelegschaften eine
Vergeudung von Humankapital. Ähnliche
Überlegungen ergeben sich – wenn auch in
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weisen eine schlechtere Qualität auf. Die
Arbeitsinhalte, die Qualifizierungsmög-
lichkeiten und die Arbeitssicherheit stellen
sich tendenziell ungünstig dar. Nienhü-
ser/Baumhus (2002, S. 110f.) verweisen
auch darauf, dass Angehörige von Fremd-
belegschaften (Werkvertragsarbeitnehmer/
Leiharbeitskräfte) zum einen mit Leis-
tungszurückhaltung reagieren, die zu einer
Verschlechterung der Produkt- oder
Dienstleistungsqualität führt. Zum ande-
ren führt die Deprivation der Arbeitskräfte
zu einem Vertrauensverlust, der auch
Blockaden im Wissenstransfer verursachen
kann. Wenn die Arbeitsplätze von Leihar-
beitskräften als vergleichsweise schlecht zu
kennzeichnen sind, kann die Entleihe von
Arbeitskräften als eine Form der Fremd-
vergabe von Leistungen aus der betriebs-
wirtschaftlichen Perspektive und der Pers-
pektive der Leiharbeitskräfte Probleme
aufwerfen.

Falls dieser frühere Befund mit den
neuen repräsentativen Daten des SOEP be-
stätigt werden kann, wären bei einer Stra-
tegie betrieblicher Flexibilisierung mit 
Hilfe der oftmals befristeten Leiharbeit aus
betriebswirtschaftlicher Perspektive Leis-
tungseinbußen zu bedenken, die gegen die
Kostenvorteile der Leiharbeit aufgewogen
werden müssten. Bei einer zunehmenden
Verbreitung von Leiharbeitsverhältnissen
hätten deutlich schlechtere Arbeits- und
Beschäftigungsbedingungen für die Be-
schäftigten und auch für die Betriebe er-
hebliche Konsequenzen, z. B. bei den Fehl-
zeiten.

Aus der Sicht der betroffenen Beschäf-
tigten wären gegebenenfalls vermeid-
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1 Das Sozioökonomische Panel (SOEP) ist eine re-
präsentative Wiederholungsbefragung privater
Haushalte in Deutschland. Informationen sind der
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geringerem Ausmaß (aufgrund der quanti-
tativen Bedeutung und der Resultate unse-
rer Untersuchung) – für die Randbeleg-
schaften.

Wir geben zunächst, gestützt auf Daten
des SOEP, einen Überblick über die Ent-
wicklung der Erwerbsstrukturen insgesamt
und auf der betrieblichen Ebene für Leih-
arbeitnehmer, Kern- und Randbelegschaf-
ten (Kapitel 2), fragen sodann, welche Rol-
le die Zugehörigkeit zu den drei Beleg-
schaftstypen für die Beschäftigungsbedin-
gungen spielt (Kapitel 3) und untersuchen
die subjektive Wahrnehmung dieser Be-
schäftigungsbedingungen durch die Be-
troffenenen selbst. Die Analyseergebnisse
fassen wir abschließend zusammen und
verweisen auf einige weiterführende Über-
legungen.

Methodisch stützen wir uns auf die Er-
hebungen des SOEP. Mit Hilfe dieses Da-
tensatzes können politische und gesell-
schaftliche Veränderungen beobachtet und
analysiert werden, denn er gibt sowohl Aus-
kunft über objektive Lebensbedingungen
als auch über subjektiv wahrgenommene
Lebensqualität, über den Wandel in ver-
schiedenen Lebensbereichen und über die
Abhängigkeiten, die zwischen verschiede-
nen Lebensbereichen und deren Verände-
rungen existieren.

Im Jahr 2004 stehen uns 22.019 Befrag-
te zur Verfügung, die 17 Jahre oder älter
sind und auf Fragen nach ihrem Erwerbs-
status geantwortet haben. Diese ergeben
hochgerechnet eine Grundgesamtheit von
68,2 Mio. Bürgern. Zur Stichprobe zählen
jene Erwerbstätigen, die die Fragen, ob sie
in einer Zeitarbeitsfirma arbeiten und ob
sie befristet beschäftigt sind, beantwortet
haben und die nicht in einem Ausbildungs-
verhältnis stehen. Für den Zeitvergleich
nutzen wir die entsprechenden Daten aus
dem Jahr 2001, in einigen Fällen werden
auch Daten des Jahres 2003 verwendet.

2
Leiharbeit im Wandel der
Erwerbsstruktur

2.1 ZUR VERÄNDERUNG DER 
ERWERBSSTRUKTUR

In den letzten 20 Jahren hat sich die Er-
werbsstruktur in der Bundesrepublik be-
kanntlich deutlich verändert (Statistisches
Bundesamt 2004). So liefert auch das SOEP

für die Zeitpunkte 1985 und 2004 folgende
Informationen:

– 1985 waren ca. 26,7 Mio. Personen er-
werbstätig (Vollzeit, Teilzeit, Ausbildung
und Lehre, geringfügige Beschäftigung), im
Jahr 2004 waren es vereinigungsbedingt ca.
36,3 Mio. Erwerbstätige.
– In diesem Zeitraum stieg der Anteil der
Teilzeitbeschäftigten von 12 % auf 17 %.
Hiermit zusammenhängend stieg der Anteil
der Frauen an den Beschäftigten von 40 %
(1985) auf 49 % (2004). Teilzeitbeschäftigte
Männer haben weiterhin Seltenheitswert.
– Ebenfalls stieg der Anteil der geringfügig
Beschäftigten im Zeitverlauf von 4 % auf
8 % der Erwerbstätigen. Die Zahl der ge-
ringfügig Beschäftigten hat sich also von
1,2 Mio. in 1985 auf 3,0 Mio. in 2004 mehr
als verdoppelt.
– Der Anteil der befristet Beschäftigten
stieg im gleichen Zeitraum nur geringfügig
von 12 % in 1985 auf 13 % in 2004. Hierin
sind auch Auszubildende enthalten. Die be-
fristete Beschäftigung ist zwischen 1985
(3,2 Mio.) und 2004 (4,5 Mio.) deutlich ge-
stiegen, stellt aber – verglichen mit den an-
deren Veränderungen in der Erwerbsstruk-
tur (Teilzeitarbeit und geringfügige Be-
schäftigung) – ein relativ konstantes Phä-
nomen dar.

Diese strukturellen Veränderungen werden
gemeinhin als Indikatoren einer zuneh-
menden Prekarität von Beschäftigungsver-
hältnissen wahrgenommen und u. a. als 
eine Erosion von Normalarbeitsverhält-
nissen interpretiert (Köhler/Struck 2004;
Dörre 2005).

Welche Rolle spielt die Leiharbeit 
in diesem Kontext? Nienhüser/Baumhus
(2002) haben für das Jahr 1993 die Zahl
von 121.000 Leiharbeitnehmern ermittelt,
für das Jahr 2000 sind es nach ihren Anga-
ben 339.000 Beschäftigte. Im Jahr 2001 wa-
ren es nach unseren eigenen Analysen
hochgerechnet 550.000 Beschäftigte, im
Jahr 2002 540.000 Beschäftigte (Schlese/
Schramm 2004, S. 35ff.) sowie in 2003 und
2004 gleich bleibend 1,1 Mio. Beschäftigte,
die in keinem Arbeitsverhältnis zu ihrem
Einsatzbetrieb standen (Tabelle 1).

Angesichts der Änderungen im Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz durch das Erste
Gesetz für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt vom 23.12.2002 (BGBL. I,
4607) und das Dritte Gesetz für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom
23.12.2003 (BGBL. I, 2848) ist dieser An-

stieg genauer zu untersuchen. Die genann-
ten Reformgesetze enthalten das Verbot ei-
ner Schlechterstellung der Leiharbeitneh-
mer gegenüber den Stammarbeitnehmern
des Entleihbetriebes, die Aufhebung der ge-
setzlichen Höchstüberlassungsdauer, des
besonderen Befristungsverbots und des
Synchronisationsverbots. Der Gesetzgeber
wollte mit diesen Änderungen eine Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen und somit
ein neues „Leitbild“ (Bundestags-Druck-
sache 15/1728, S. 28) für die Arbeitneh-
merüberlassung schaffen. Ein Jahr später
hat der Gesetzgeber versucht, die Leihar-
beit weiter aufzuwerten (Benkert 2004,
S. 1001). Es wurde die Möglichkeit ge-
schaffen, dass Verleiher und Entleiher eine
angemessene Provision aushandeln kön-
nen, falls der Leiharbeitnehmer nach dem
Ende der Überlassung vom Entleiher in ein
festes Anstellungsverhältnis übernommen
werden soll.

Bei Vorliegen von eigenen Tarifverträ-
gen können die Leiharbeitnehmer abwei-
chend von der grundsätzlichen gesetzli-
chen Regelung nach diesen anstatt nach
den Tarifen des Entleihers bezahlt werden.
Das schafft Spielraum, um Leiharbeit preis-
günstiger in Anspruch zu nehmen, als die
Arbeit der eigenen Beschäftigten (in Kern-
oder Randbelegschaften). Dieser Spiel-
raum wurde in den letzten Jahren genutzt:
Mit dem Interessenverband Deutscher
Zeitarbeitsunternehmen (IGZ e. V.) wurde
seitens der Tarifgemeinschaft des DGB ein
Mantel-Tarifvertrag, ein Entgeltrahmen-
Tarifvertrag und ein Entgelt-Tarifvertrag 
sowie ein Tarifvertrag zur Beschäftigungs-
sicherung abgeschlossen. Mit dem Bundes-
verband Zeitarbeit Personal-Dienstleis-
tungen e. V. (BZA) wurde ebenfalls ein 
Mantel-Tarifvertrag, ein Entgeltrahmen-
Tarifvertrag und ein Entgelt-Tarifvertrag
abgeschlossen sowie eine Protokoller-
klärung zur Beschäftigungssicherung abge-
geben. Weitere bestehende Tarifverträge in
dieser Branche, so z. B. zwischen der Inter-
essengemeinschaft Nordbayerischer Zeit-
arbeitsunternehmen e. V. (INA) und dem
Christlichen Gewerkschaftsbund (CGB)
sind von geringerer Bedeutung.

Aufgrund der genannten Änderungen
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes
wurde bereits das Ende der Leiharbeit be-
fürchtet (Rieble/Klebeck 2003, S. 23; An-
kersen 2003, S. 425), was aber – wohl wegen
der niedrigeren Tariflöhne – nicht einge-
treten ist. Im Gegenteil sind neue Entwick-
lungen zu verzeichnen: Die Leiharbeitneh-
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mer werden zunehmend zur Erledigung
von Daueraufgaben eingesetzt (Böhm
2005, 554f.). Und die Zahl der Leiharbeits-
verhältnisse hat sich nach den Ergebnissen
des SOEP im Vergleich zu 2001 in 2003
bzw. 2004 mehr als verdoppelt. Eine mög-
liche Erklärung für den Anstieg könnten
die niedrigen Kosten der Leiharbeit sein,
was sich in den Einkommen der Beschäf-
tigten widerspiegeln müsste. Auf der
Grundlage der Beschäftigtenstatistik, die
nur sozialversicherungspflichtige Fälle er-
fasst, konstatieren Jahn/Wolf (2005) aller-
dings einen weitaus niedrigeren Anstieg
von einem niedrigeren Basiswert.

Von den Leiharbeitnehmern sind die
Werkvertragsarbeitnehmer zu unterschei-
den, die im Rahmen eines Dienst- oder
Werkvertrages zwischen ihrem Arbeitgeber
und dem Einsatzbetrieb arbeiten und nicht
in die Betriebsorganisation des Einsatzbe-
triebes eingegliedert sind. Leih- und Werk-
vertragsarbeitnehmer bilden die Fremdbe-
legschaften, denen die Betriebsbelegschaf-
ten (Kern- und Randbelegschaften) ge-
genüber gestellt werden können. Die
Werkvertragsarbeitnehmer können wir lei-
der mit den Mitteln des SOEP nicht identi-
fizieren. Es besteht jedoch Grund zu der
Annahme, dass ihre Arbeitsbedingungen
denen der Leiharbeitnehmer in wesentli-
chen Aspekten entsprechen (Nienhüser/
Baumhus 2002, S. 108f.).

2.2 LEIHARBEITSKRÄFTE, KERN- UND
RANDBELEGSCHAFTEN 

Auf der betrieblichen Ebene widerspiegeln
sich die Veränderungen der Erwerbstätig-
keit in einer veränderten Struktur der Be-
legschaften. In einer einfach gehaltenen Ty-
pologie (Nienhüser/Matiaske 2003a, S. 469;
Nienhüser/Matiaske 2003b, S. 167f.) unter-
scheiden wir mit den Kern- und Randbe-
legschaften sowie Leiharbeitskräften drei
Gruppen von Beschäftigten,

(1) Kernbelegschaften: unbefristet Erwerbs-
tätige (Vollzeit oder Teilzeit) ohne Zeitar-
beit, ohne Auszubildende. Das sind in 2004
hochgerechnet 24,6 Mio. Erwerbstätige.

(2) Randbelegschaften: befristet Beschäf-
tigte (Vollzeit oder Teilzeit) ohne Leih-
arbeit und ohne Auszubildende. Das sind
hochgerechnet 2,2 Mio. Beschäftigte.

(3) Leiharbeitskräfte: bei Zeitarbeitsfirmen
Beschäftigte (Vollzeit oder Teilzeit), sowohl

befristet als auch unbefristet, ohne Auszu-
bildende, hochgerechnet 1,1 Mio. Beschäf-
tigte.

Diese Typologie legen wir auch unserer
Analyse zur Entwicklung der jeweiligen
Anteile, der Beschäftigungsbedingungen
und deren subjektiver Wahrnehmung zu-
grunde.

Im Jahr 2004 stellen die Kernbeleg-
schaften 88 % der Beschäftigten, die Rand-
belegschaften 8 % und die Leiharbeitskräf-
te 4 %. Etwa 500.000 Beschäftigte in Zeit-
arbeitsfirmen haben nach eigenen Anga-
ben einen befristeten Arbeitsvertrag
(48 %), nur circa 30 % haben unbefristete
Verträge. Den SOEP-Daten zufolge betrug
der Anteil der befristeten Leiharbeitsver-
hältnisse noch im Jahr 2001 nur 16 %.
Kvasnicka/Werwatz (2003, S. 723) berich-
ten ähnliche Zahlen. Der Anteil ist also
massiv gestiegen. Bemerkenswert ist auch,
dass hochgerechnet 250.000 Beschäftigte
(22 %) angeben, über keinen (schriftli-
chen) Arbeitsvertrag zu verfügen (Tabel-
le 1).

3
Beschäftigungsbedingun-
gen

3.1 SOZIOÖKONOMIE DER 
BESCHÄFTIGTEN

Kern- und Randbelegschaften sowie Leih-
arbeitskräfte unterscheiden sich hinsicht-
lich verschiedener Merkmale der Beschäf-
tigung teilweise deutlich voneinander:
Tabelle 1 zeigt die Verteilung zentraler
Merkmale der Beschäftigten bzw. der Be-
schäftigungsverhältnisse im Überblick.

In 2004 ist der Frauenanteil bei Rand-
belegschaften und in der Leiharbeit höher
als im Belegschaftskern: Der Anteil in den
Kernbelegschaften beträgt 48 %, in den
Randbelegschaften 56 %, bei den Leihar-
beitskräften 50 %. Im Jahr 2001 lag der An-
teil der Frauen an den Leiharbeitskräften
nach unseren Berechnungen noch bei
37 %. Kvasnicka/Werwatz (2003, S. 720)
kommen auf ähnliche Zahlenwerte. Der
Anteil ist also mit der Expansion der Leih-
arbeit deutlich gestiegen.

Hinsichtlich der Altersstruktur beste-
hen im Jahr 2004 deutliche Unterschiede
zwischen den Belegschaftstypen. In den
Kernbelegschaften sind 70 % der Arbeits-

kräfte 37 Jahre und älter. Bei den Randbe-
legschaften dagegen bilden die Jüngeren bis
36 Jahre das Gros der Beschäftigten (65 %).
Bei den Leiharbeitskräften ist die Vertei-
lung etwa gleich. Mit der Entfernung zum
Belegschaftskern sind die Arbeitskräfte al-
so deutlich jünger. Der Vergleich von 2001
zu 2004 zeigt, dass die Kernbelegschaften
älter und die Leiharbeitskräfte jünger ge-
worden sind.

Erwartungsgemäß hängen Altersstruk-
tur und die durchschnittliche Betriebs-
zugehörigkeitsdauer zusammen. Diese be-
trägt in 2003 bei den Kernbelegschaften ca.
12 Jahre, bei den anderen beiden Typen je-
weils nur 4 Jahre. Für diese erhebliche Dif-
ferenz lassen sich verschiedene Erklärun-
gen heranziehen, eine Reduktion auf die
sicherlich wichtige Erklärungsvariable
„Alter“ ist vermutlich zu kurz gegriffen.

Der Anteil der ArbeitnehmerInnen oh-
ne deutsche Staatsangehörigkeit (Auslän-
dern im Sinne des SOEP) ist in 2004 außer-
halb der Kernbelegschaft leicht höher (5 %,
6 %, 6 %), sodass prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse bei ausländischen Arbeitneh-
mern etwas häufiger anzutreffen sind.
Jedoch ist der Ausländeranteil bei den 
Leiharbeitnehmern seit 2001 von 22 % auf
6 % gesunken (Kvasnicka/Werwatz 2003,
S. 720). Auch bei den Kern- und Randbe-
legschaften ist der Ausländeranteil im Zeit-
verlauf zurückgegangen. Das kann ver-
schiedene Ursachen haben (Wechsel der
Staatsangehörigkeit, höhere Betroffenheit
von Arbeitslosigkeit bzw. geringere Chan-
cen, eine Arbeit zu finden), die wir hier
nicht prüfen können.

Möglicherweise ist die relative Ver-
schlechterung der Beschäftigungsverhält-
nisse unter anderem das Ergebnis fehlen-
der Möglichkeiten, eine Verbesserung kol-
lektiv durchzusetzen: Die Gewerkschafts-
mitgliedschaft nimmt 2003 mit der
Entfernung zum Belegschaftskern deutlich
ab (im Mittel aller Beschäftigten sind es
19 %). Dies hängt mit der Struktur der Be-
schäftigten insgesamt (Geschlecht, Alter,
Arbeitszeitumfang und Befristung, Aus-
länderanteil, Betriebsgröße) zusammen,
die einem gewerkschaftlichen Engagement
der Leiharbeitskräfte nicht förderlich ist
(Seidel/Schlese 2005). Im Jahr 2001 unter-
schied sich der gewerkschaftliche Organi-
sationsgrad der Leiharbeitnehmer nach
den Ergebnissen des SOEP bereits mit 
15 % von dem der anderen Beschäftigten
(22,0 %) (zu einem anderen Ergebnis
kommen Kvasnicka/Werwatz 2003, S. 720).
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3.2 ARBEITSZEIT UND EINKOMMEN

Von zentraler Bedeutung ist das Arbeits-
einkommen. Nach den Angaben der Be-
schäftigten betrug das monatliche Brut-
toeinkommen im Jahr 2004 bei den Kern-
belegschaften im Mittel 2.519 €, bei den
Randbelegschaften 1.749 €, bei den Leih-
arbeitskräften 1.487 €. Mit Hilfe der Anga-
ben der Beschäftigten zu den tatsächlichen
wöchentlichen Arbeitszeiten lassen sich
„Bruttostundenlöhne“ näherungsweise be-
stimmen. Diese betragen (ohne die Be-
rücksichtigung von Sonderzahlungen) bei
den Kernbelegschaften im Mittel 16 €, bei
den Randbelegschaften 12 € und bei den
Leiharbeitskräften 11 €. Die durchschnitt-
lichen Einkommen der Randbelegschaften
und der Leiharbeitskräfte sind somit fast
30 % geringer als die der Kernbelegschaf-
ten. Nach den Ergebnissen der Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften
(2002, S. 35f.) ist diese Lohndifferenz im
europäischen Vergleich relativ groß.

Die Differenz ist bei den Leiharbeits-
kräften u. a. dadurch zu erklären, dass die
im Gesetz verankerte Möglichkeit der Ab-

legschaftskern sinken offensichtlich die er-
forderlichen Qualifikationen (Kvasnicka/
Werwatz 2003, S. 720); wobei auf eine Aus-
nahme hingewiesen sei: Der Anteil der Be-
schäftigten mit abgeschlossenem Hoch-
schulstudium ist bei den Randbelegschaf-
ten (21 %) höher als bei den Kernbeleg-
schaften (11 %).

Im Jahr 2004 sind 53 % der Beschäftig-
ten in Kernbelegschaften und 57 % in
Randbelegschaften in Klein- und Mittelun-
ternehmen mit bis zu 200 Beschäftigten
tätig, bei den Leiharbeitskräften sind es
64 % der Beschäftigten. Leiharbeit ist also
seitens des Arbeitgebers (nicht unbedingt
des Einsatzbetriebes) mittelständisch ge-
prägt.

Nach diesen Ergebnissen unterschei-
den sich die Beschäftigungsbedingungen
der Leiharbeitnehmer von denen der Be-
triebsbelegschaften also deutlich. Auch in-
nerhalb der Betriebsbelegschaften ist stel-
lenweise ein Gefälle vom Kern zum Rand
zu erkennen. Die Unterschiede sind im
Zeitverlauf 2001 bis 2004 in einigen Aspek-
ten sogar größer geworden.

Das Wachstum der Leiharbeit ist somit 
offensichtlich mit einer Schwächung der
gewerkschaftlichen Repräsentanz verbun-
den.

Der Anteil der vollzeitig Erwerbstätigen
ist bei den Leiharbeitskräften deutlich
niedriger als bei Kern- und Randbeleg-
schaften. Bei den Leiharbeitskräften ist um-
gekehrt die Teilzeit- und die geringfügige
Beschäftigung besonders ausgeprägt. Da-
bei ist der Anteil der vollzeitig Erwerbs-
tätigen seit 2001 bei den Leiharbeitskräf-
ten von 63 % auf 53 % gesunken (Kvas-
nicka/Werwatz 2003, S. 723).

Die erforderliche Qualifikation für die
Mehrheit der Beschäftigten in Kern- bzw.
Randbelegschaften umfasst in 2004 einen
Berufsabschluss, einen Fachschulabschluss
oder ein abgeschlossenes Hochschulstu-
dium. Bei den Leiharbeitskräften sind die
Anforderungen dagegen deutlich geringer:
36 % Berufsabschluss, 5 % Fachschulab-
schluss, 8 % Hochschulstudium. 39 % der
Beschäftigten führen ihre Tätigkeit nach
Einweisung durch. Bei den Randbeleg-
schaften sind es 20 %, bei den Kernbeleg-
schaften 12 %. Mit der Entfernung vom Be-

Tabelle 1: Soziodemografie und Beschäftigungsbedingungen von Belegschaftstypen 2001 bis 2004 – % –
2001 2003 2004

Kern- Rand- Leih- Kern- Rand- Leih- Kern- Rand- Leih-
Belegschaft Belegschaft Belegschaft

Hochgerechnete Fallzahl 25.926.700 2.547.400 550.300 24.942.200 2.042.700 1.124.800 24.637.900 2.233.900 1.121.800
Hochgerechnete Fallzahl gesamt 29.024.400 28.109.700 27.993.600
Geschlecht
Männlich 54,5 50,5 62,9 53,1 50,6 46,9 52,0 44,3 49,9
Weiblich 45,5 49,5 37,1 46,9 49,4 53,1 48,0 55,7 50,1
Alter
17–36 34,9 63,4 42,8 31,6 59,1 48,8 30,4 64,5 48,2
37 und älter 65,1 36,6 57,2 68,4 40,9 51,2 69,5 35,6 51,9
Deutsche Staatsangehörigkeit 93,0 90,9 78,5 92,8 90,4 86,9 95,3 93,7 93,8
Mitglied in Gewerkschaft 22,0 12,0 14,9 20,2 12,5 6,4 – – –
Erwerbsstatus
Vollzeit 79,2 68,7 63,1 76,9 70,8 55,3 76,1 65,2 53,1
Teilzeit 17,4 23,8 17,9 18,8 18,5 27,3 19,4 19,4 21,6
Geringfügig beschäftigt 3,2 7,4 19,0 4,0 10,8 17,4 4,2 15,4 25,3
Befristung
Befristet (ohne Azubis) 0,0 100,0 15,8 0,0 100,0 42,7 0,0 100,0 47,7
Unbefristet 100,0 0,0 67,0 100,0 0,0 42,9 100,0 0,0 30,0
Trifft nicht zu; kein Arbeitsvertrag 0,0 0,0 17,1 0,0 0,0 14,4 0,0 0,0 22,4
Betriebsgröße
Bis 200 Beschäftigte 52,3 54,3 65,4 52,8 53,6 57,9 52,8 56,5 64,0
Über 200 Beschäftigte 47,5 45,7 34,7 47,2 46,4 42,1 47,2 43,5 36,0
Erforderliche Qualifikation
Keine Angaben
Keine Ausbildung 0,1 0,3 0,6 – – – 0,2 0,3 1,7
Einweisung 13,1 26,5 34,6 12,5 21,0 41,0 12,2 19,5 39,3
Einarbeitung 7,9 7,4 8,9 8,4 8,1 4,1 6,4 6,9 6,5
Kurse 2,7 2,6 1,5 2,5 3,2 9,2 2,2 3,4 3,9
Berufsausbildung 56,2 36,1 41,5 55,5 38,3 31,7 58,1 41,9 35,9
Fachschule 9,2 4,6 8,7 10,1 7,2 6,6 10,0 7,0 4,9
Studium 10,7 22,5 4,2 11 22,2 7,4 10,7 20,7 7,9
Bruttoeinkommen in Euro 2.330,66 1.612,45 1.646,96 2.495,00 1.810,00 1.622,00 2.518,78 1.749,01 1.487,39
Wochenarbeitszeit 38,92 36,18 32,87 38,20 37,13 31,22 38,26 35,54 31,51
Bruttostundenlohn in Euro 14,26 10,61 11,93 15,55 11,61 12,37 15,67 11,72 11,24 

Quelle: SOEP; eigene Berechnungen.
Hans Böckler
Stiftung
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weichung vom Grundsatz des „Equal-Pay“
mit Hilfe von Tarifverträgen rege genutzt
wurde – zwischenzeitlich arbeiten 99 % der
Unternehmen der Leiharbeitsbranche mit
Tarifverträgen (Bayreuther 2005, S. 343).
Die Tarifverträge, die im Jahr 2003 abge-
schlossen wurden, ermöglichen die Verein-
barung einer Grundvergütung, die sowohl
in der untersten als auch in der mittleren
Vergütungsgruppe zum Teil deutlich unter
den Tariflöhnen in anderen Branchen liegt
(Kempen/Zachert 2005, S. 133).

Mit einer multiplen Klassifikationsana-
lyse lässt sich der isolierte Einfluss verschie-
dener Variablen auf das Bruttostundenein-
kommen bestimmen: Demnach hat der
Faktor „erforderliche Ausbildung im Beruf“
den größten Einfluss (Beta = 0,37), es fol-
gen Geschlecht (Beta = 0,17), Betriebs-
größe (Beta = 0,20) und Alter (Be-
ta = 0,16). Erst dann spielt die Belegschafts-
zugehörigkeit eine eigenständige Rolle (Be-
ta = 0,11). Wir können also nicht sagen,
dass allein die Tatsache, in der Leiharbeit zu
arbeiten, für geringere Einkommen verant-
wortlich ist. Allerdings gibt es andere Fak-
toren, die mit der Leiharbeit verbunden sind
(Geschlecht, Betriebsgröße, Alter und – vor
allem – erforderliche Qualifikation am Ar-
beitsplatz), welche den genannten Unter-
schied in den Einkommen erklären.

3.3 BERUFLICHE ERWARTUNGEN
UND ZUFRIEDENHEITEN

Die Darstellung der objektiven Beschäfti-
gungsbedingungen aus der Perspektive der

Beschäftigten selbst ist notwendig, aber
nicht hinreichend. Darüber hinaus sind
subjektive Indikatoren zu den Arbeits- und
Beschäftigungsbedingungen erforderlich.
Im SOEP werden zentrale Informationen
durch Fragen zur Arbeitszufriedenheit
zum einen und zu den beruflichen Erwar-
tungen zum anderen ermittelt. Diese In-
formationen geben – bei aller Beschrän-
kung aufgrund der begrenzten Güte der
Messinstrumente und der fehlenden Voll-
ständigkeit – einen Einblick in die Qua-
litätswahrnehmung der Arbeitsplätze. Die-
se Wahrnehmungen lassen sich als Wohl-
fahrtsmaß interpretieren. Darüber hinaus
geben diese Variablen Informationen über
Verhaltenstendenzen der Beschäftigten wie
Fehlzeiten, Fluktuation, Lernbereitschaft
etc.

Betrachten wir die beruflichen Erwar-
tungen (dass sich innerhalb der nächsten
zwei Jahre bestimmte Dinge verändern, ge-
messen mit einer subjektiven Wahrschein-
lichkeit zwischen 0 % und 100 %) sowie die
Zufriedenheit mit bestimmten Lebensbe-
reichen (gemessen auf einer Skala von 0
„ganz und gar unzufrieden“ bis 10 „ganz
und gar zufrieden“) (Tabelle 2):

Im Jahr 2003 beträgt die gemittelte ge-
schätzte Wahrscheinlichkeit, sich eine neue
Stelle zu suchen, 21 % für Beschäftigte in
Kernbelegschaften. Bei den Randbeleg-
schaften beträgt dieser Wert 47 % (was bei
Befristung nicht verwundert), bei den
Leiharbeitskräften sind es sogar 50 %
(2001: 40 %). Die Wahrscheinlichkeit des
Arbeitsplatzverlustes ist ebenfalls außer-

halb der Kernbelegschaften deutlich höher.
Hier haben sich die Erwartungen insbe-
sondere bei den Fremdbelegschaften in-
nerhalb weniger Jahre deutlich verschlech-
tert (2001: 27 %). Die Erwartung, den Be-
ruf zu wechseln, nimmt mit der Entfer-
nung zum Belegschaftskern zu (11 %,
26 %, 30 %). Das gilt – mit einem geringe-
ren Basiswert – ebenfalls für die Erwar-
tung, sich selbstständig zu machen (7 %,
10 %, 14 %). Mit der Entfernung zum Be-
legschaftskern wächst zudem die Erwar-
tung eines beruflichen Abstiegs; der beruf-
liche Aufstieg wird allerdings bei den Rand-
belegschaften (24 %) und den Leiharbeits-
kräften (20 %) stärker erwartet als bei den
Kernbelegschaften (18 %). Mit der Entfer-
nung wächst somit die Dynamik innerbe-
trieblicher oder außerbetrieblicher bzw.
beruflicher Veränderungen, die mit der
Ausnahme des erwarteten Aufstiegs mit ei-
ner negativen Konnotation versehen sind.

Eine Weiterqualifizierung innerhalb
der nächsten zwei Jahre erwarten Beschäf-
tigte in Kernbelegschaften im Jahr 2003 mit
einer mittleren Wahrscheinlichkeit von
35 %, Beschäftigte in Randbelegschaften
mit 47 % und – immerhin – Beschäftigte 
in Leiharbeit mit 39 %. Eine außertarifliche
Gehaltserhöhung erwarten mit fast glei-
cher Wahrscheinlichkeit Beschäftigte in
Rand- und Kernbelegschaften (18 %) und
Leiharbeitskräfte (16 %).

Der Wechsel von einer Vollzeit- zur
Teilzeitbeschäftigung innerhalb der nächs-
ten zwei Jahre wird in den Randbelegschaf-
ten am ehesten erwartet, gefolgt von den

Tabelle 2: Berufliche Erwartungen und Arbeitszufriedenheit von Belegschaftstypen 2001 bis 2004 – % –
2001 2003 2004

Kern- Rand- Leih- Kern- Rand- Leih- Kern- Rand- Leih-
Belegschaft Belegschaft Belegschaft

Hochgerechnete Fallzahl 25.926.700 2.547.400 550.300 24.942.200 2.042.700 1.124.800 24.637.900 2.233.900 1.121.800
Hochgerechnete Fallzahl gesamt 29.024.400 28.109.700 27.993.600
Berufliche Erwartungen
Neue Stelle suchen 19,3 46,2 40,3 21,2 46,5 50,4 – – –
Arbeitsplatz verlieren 16,4 44,1 27,1 21,5 43,2 40,3 – – –
Beruflicher Aufstieg 18,1 19,9 16,0 18,3 23,7 20,2 – – –
Sich selbständig machen 5,5 9,7 6,0 6,7 9,9 13,8 – – –
Anderer Beruf 9,8 23,7 25,1 11,3 25,5 29,7 – – –
Erwerbstätigkeit aufgeben 8,6 16,3 13,7 8,8 16,9 17,1 – – –
Beruflicher Abstieg 6,9 10,3 8,9 9,9 12,9 17,7 – – –
Rente, Vorruhestand 6,6 3,7 5,8 6,4 4,9 7,3 – – –
Wechsel Vollzeit-Teilzeit 9,3 20,8 12,8 11,2 22,3 16,7 – – –
Weiterqualifizierung 34,9 46,3 24,0 35,0 47,3 38,6 – – –
Außertarifliche Gehaltserhöhung 19,5 19,6 15,6 17,5 17,7 16,1 – – –
Zufriedenheiten
Gesundheit 7,1 7,2 6,7 7,0 6,9 6,9 6,8 7,0 6,9
Arbeit 7,2 7,0 6,7 7,1 6,8 6,2 7,0 6,6 6,5
Haushaltstätigkeit 6,7 6,4 6,6 6,6 6,5 6,8 6,6 6,3 6,7
Haushaltseinkommen 6,8 6,3 5,6 6,5 5,8 5,8 6,4 5,7 5,3
Persönliches Einkommen – – – – – – 6,3 5,4 5,2
Lebensstandard 7,3 7,1 6,7 7,1 6,7 6,9 7,1 6,7 6,5

Quelle: SOEP; eigene Berechnungen.
Hans Böckler
Stiftung



573WSI Mitteilungen 10/2005

Leiharbeitskräften und den Kernbeleg-
schaften. Die Erwartung, die Erwerbstätig-
keit aufzugeben, ist in Kernbelegschaften
deutlich geringer, während es nur geringe
Unterschiede bei der Erwartung gibt, in
Rente oder Vorruhestand zu gehen.

Mit der Entfernung zum Belegschafts-
kern sind somit eine höhere Dynamik und
eine Zunahme von prekären Momenten
der Beschäftigung zu verzeichnen. Die Be-
schäftigungsverhältnisse werden also pre-
kärer, aber auch teilweise chancenreicher.
Das deckt sich in Bezug auf die Leihar-
beitskräfte mit den Resultaten von Kvas-
nicka/Werwatz (2003).

Allerdings nimmt die Arbeitszufrie-
denheit im Vergleich deutlich ab, insbeson-
dere zwischen Betriebsbelegschaft (Kern-
bzw. Randbelegschaft) und Leiharbeits-
kräften. Hierbei ist zu bedenken, dass die
Arbeitszufriedenheit sonst als relativ „trä-
ges“ Maß gilt.

Unterschiede bestehen auch bei Zufrie-
denheiten mit anderen Lebensbereichen
zwischen den Kern- und Randbelegschaf-
ten sowie den Leiharbeitnehmern (2004).
So sinken z. B. die Zufriedenheiten mit
dem individuellen Einkommen, dem
Haushaltseinkommen und dem Lebens-
standard. Auch im Zeitverlauf (2001 zu
2004) sind die Zufriedenheiten in verschie-
denen Aspekten gesunken.

Wir haben für das Jahr 2004 den Ein-
fluss verschiedener Faktoren auf die Ar-
beitszufriedenheit untersucht. Im Ergebnis
spielt die Zugehörigkeit zu einem Beleg-
schaftstyp insbesondere im Vergleich zur
Arbeitsplatzunsicherheit eine eher nach-
rangige Rolle. Ähnlich wie bei den Brutto-
stundeneinkommen sind es eher die mit der
Leiharbeit verbundenen Faktoren, welche
die Qualitätswahrnehmung beeinflussen.

Die bereits angesprochene höhere Dy-
namik hinsichtlich innerbetrieblicher und
außerbetrieblicher Mobilität bei Randbe-
legschaften und insbesondere bei Leihar-
beitskräften mag auch positive Entwick-
lungsmöglichkeiten enthalten. Sie wird 
unter dem Gesichtspunkt der Arbeitsplatz-
sicherheit und Arbeitszufriedenheit zwei-
fellos negativ wahrgenommen. Ob und in
welchem Ausmaß sich divergierende Be-
findlichkeiten im Verhalten niederschla-
gen, lässt sich mit den Daten des SOEP
nicht befriedigend prüfen.

Unsere Analyse legt aber zum Beispiel
nahe, dass die niedrigere subjektive Qua-
lität der Leiharbeitsplätze die Struktur der
Fehlzeiten beeinflusst. Das lässt auf eine

möglicherweise geringere Motivation der
Beschäftigten schließen, auf schlechtere Ar-
beits- und Beschäftigungsbedingungen
oder auch auf (illegale) Nebentätigkeiten,
wie es z.B. in der Gebäudereinigung nicht
unüblich zu sein scheint. Die Arbeitsbe-
dingungen werden bei den Leiharbeitskräf-
ten in einigen Punkten schlechter wahrge-
nommen als bei den Betriebsbelegschaften:
„So trifft die Möglichkeit einer selbststän-
digen Arbeitsgestaltung für Zeitarbeiter
(voll bzw. teilweise) weniger häufig zu.
Dafür unterliegen sie stärker einer strengen
Kontrolle ihrer Arbeitsleistung, belasten-
den Umwelteinflüssen, einer hohen nerv-
lichen Anspannung bei der Arbeit sowie ei-
nem erhöhten Risiko von Arbeitsunfällen“
(Kvasnicka/Werwatz 2003, S. 724).

4
Fazit 

Soziodemografisch unterschieden sich im
Jahr 2001 Leiharbeitskräfte deutlich von
der Kernbelegschaft: So waren bei den
Leiharbeitskräften Männer, Jüngere, und
Ausländer überrepräsentiert. Auch bezüg-
lich der Beschäftigungsbedingungen waren
deutliche Unterschiede auszumachen:
Leiharbeitskräfte waren seltener vollzeitig
erwerbstätig, häufig dagegen geringfügig
beschäftigt. Die Qualifikationsanforderun-
gen wie auch die Einkommen waren deut-
lich niedriger als bei den Kernbelegschaf-
ten. Kvasnicka/Werwatz kamen für 2001 zu
ähnlichen Resultaten (Kvasnicka/Werwatz
2003, S. 722f.).

Jedoch haben sich in den letzten Jahren
massive Veränderungen vollzogen: Nach
unseren Daten hat sich die Anzahl der Leih-
arbeitskräfte binnen weniger Jahre auf über
1 Mio. Beschäftigte verdoppelt. Andere Er-
hebungen zeigen allerdings auf der Basis
der sozialversicherungspflichtigen Fälle ei-
ne deutlich zurückhaltendere Entwicklung
(Jahn 2004, S. 62; Jahn/Wolf 2005, S. 1).
Dieses quantitative Wachstum ist mit einer
Veränderung der soziodemografischen
Struktur verbunden: Leiharbeit wird
„weiblicher“ und verjüngt sich weiter. Leih-
arbeitskräfte haben deutlich seltener eine
ausländische Staatsbürgerschaft und sind
wesentlich seltener Mitglied einer Gewerk-
schaft als noch in 2001. Auch unterliegen
die Beschäftigungsverhältnisse einem
Wandel: Vollzeitige und unbefristete Be-
schäftigungen in der Leiharbeit verlieren

deutlich an Bedeutung. Das erforderliche
Qualifikationsniveau scheint eher zu sin-
ken und die ohnehin beachtliche Differenz
der Stundenlöhne (ohne Kontrolle von
Drittvariablen) hat sich auf nunmehr fast
30 % vergrößert.

Überwiegend wird die auf qualitativen
Analysen basierende Diagnose von Nien-
hüser/Baumhus (2002) mit den Daten des
SOEP bestätigt:

(1) Arbeitsplatzunsicherheit: Die einge-
schätzte Arbeitsplatzunsicherheit nimmt
mit zunehmender Entfernung vom Kern
der Belegschaften massiv zu. Zudem han-
delt es sich vergleichsweise oft um prekäre,
geringfügige Beschäftigungsverhältnisse.
Mit der Entfernung vom Belegschaftskern
ist eine höhere Dynamik und eine Zunah-
me von prekären Momenten der Beschäfti-
gung zu verzeichnen. Dabei sinkt insbe-
sondere aufgrund der Arbeitsplatzunsi-
cherheit die Arbeitszufriedenheit.

(2) Einkommen: Die durchschnittlichen
Einkommen der Leiharbeitskräfte sind
deutlich geringer als die der Kernbeleg-
schaften. Dies erklärt sich insbesondere
durch die niedrigeren Qualifikationsanfor-
derungen.

(3) Aufstiegschancen: Mit der Entfernung
zum Belegschaftskern wächst die Erwar-
tung eines beruflichen Abstiegs; der beruf-
liche Aufstieg wird allerdings bei den Rand-
belegschaften und den Leiharbeitskräften
stärker bzw. in einem ähnlichen Ausmaß
wie bei den Kernbelegschaften erwartet.

(4) Qualifizierungsmöglichkeiten: Mit der
Entfernung vom Belegschaftskern sind die
erforderlichen Qualifikationen deutlich ge-
ringer; wobei auf die Ausnahme des relativ
hohen Anteils der Beschäftigten mit abge-
schlossenem Hochschulstudium bei den
Randbelegschaften hingewiesen sei. Be-
merkenswert ist zudem, dass die Randbe-
legschaften und Leiharbeitskräfte mehr
Möglichkeiten zur Weiterqualifikation er-
warten als die Kernbelegschaften.

Wir können die Auffassung von einer rela-
tiven Deprivation mit zunehmender Ent-
fernung vom Belegschaftskern zum Teil be-
stätigen. Das gilt auch für die negativen
Auswirkungen auf die Zufriedenheit. Die-
se ist nicht nur Indikator für die subjektiv
erlebte Qualität der Arbeit. Darüber hinaus
ist davon auszugehen, dass auch die sub-



574 WSI Mitteilungen 10/2005

jektiven Arbeitseinstellungen wie Motiva-
tion, Commitment etc., die für den be-
trieblichen Erfolg wichtig sind, in Mitlei-
denschaft gezogen werden (Mitlacher
2005). Ob sich dieses Ergebnis auf die
Werkvertragsarbeitnehmer übertragen
lässt, kann nur vermutet, aber nicht geprüft
werden.

In der öffentlichen und in der wissen-
schaftlichen Diskussion wird oftmals der
Ausbau eines „Niedriglohnsektors“ gefor-
dert. Dadurch soll zusätzliche legale Be-
schäftigung geschaffen werden, die unter
Umständen einen Weg aus der Arbeitslo-
sigkeit in eine dauerhafte Beschäftigung er-

möglicht. Unsere Analysen zeigen, dass sich
die Leiharbeit in manchen Aspekten zu ei-
ner Variante dieses Sektors entwickelt. An-
gesichts der niedrigen Stundenlöhne vieler
Leiharbeitskräfte stellt sich jedoch die Fra-
ge, ob nicht regulierend einzugreifen ist.
Ein Beispiel für eine solche Maßnahme
könnte – neben der korrigierenden Wir-
kung der an der möglichen Sittenwidrig-
keit der Entgelthöhe orientierten „Hunger-
lohnrechtsprechung“ (§138 BGB) – die
Setzung von Untergrenzen für die tarifli-
chen Gestaltungsspielräume sein. Der ge-
genwärtig diskutierte Mindestlohn wäre ei-
ne solche Untergrenze. Zachert (Kemp-

ten/Zachert, 2005, S. 136 mit weiteren
Nachweisen) schlägt ergänzend vor, die
zulässige Abweichung der Entgelthöhe der
Leiharbeitnehmer auf maximal 10 % zu
begrenzen, wobei ein Problem in der Be-
stimmung des Vergleichsmaßstabs besteht.
Eine solche Setzung einer Untergrenze, die
von den meisten Ökonomen mit großer
Skepsis betrachtet wird, mag trotz des Ein-
griffs in den vom Gesetzgeber gewollten
Gestaltungsspielraum der Tarifvertrags-
parteien im Sinne des Gleichheitsgrundsat-
zes geboten erscheinen.
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